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OLG Stuttgart kippt 
Kündigungsklausel der LBS

Das Oberlandesgericht Stuttgart hat mit 
Urteil (Aktenzeichen 2 U 188/17) entschie-
den, dass eine Kündigungsklausel in den 
Allgemeinen Bausparbedingungen (ABB) 
der Landesbausparkasse Südwest (LBS), die 
an den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
anknüpft, unzulässig ist. Konkret ging es 
um folgende Klausel, gegen die die Ver-
braucherzentrale Baden-Württemberg ge-
klagt hatte: „Die Bausparkasse ist berech-
tigt, einen Bausparvertrag vor Auszahlung 
des Bauspardarlehens zu kündigen, wenn 
(…) seit dem 1. des Monats, in dem der 
Bausparvertrag abgeschlossen wurde, min-
destens 15 Jahre vergangen sind und die 
Bausparkasse dem Bausparer mindestens 6 
Monate vor Ausspruch der Kündigung ihre 
Kündigungsabsicht mitgeteilt hat.“ 

Das Oberlandesgericht entschied nun, 
dass die Klausel den Bausparer tatsächlich 
unangemessen benachteilige. Da die Frist 
für das durch die Klausel geregelte Kündi-
gungsrecht der Bausparkasse, anders als 
das gesetzliche Kündigungsrecht gemäß 
§ 489 Absatz 1 Nummer 2 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB), nicht an den Eintritt 
der Zuteilungsreife, sondern an den Mo-
nat des Abschlusses des Bausparvertrags 
anknüpfe, verkürze sie bei langfristigen 
Bausparverträgen die Überlegungsfrist 
des Bausparers, ob er die Zuteilung an-
nehme, in unangemessener Weise. Sie er-
öffne der Bausparkasse außerdem Ma
nipulationsmöglichkeiten. Aufgrund der 
grundsätzlichen Bedeutung der Sache 
wurde die Revision zum Bundesgerichts-
hof zugelassen. 

(Oberlandesgericht Stuttgart)

Mieter können radikalen 
Wohnungsumbau ablehnen

Mieter müssen in aller Regel Modernisie-
rungen ihrer Wohnungen und eine damit 
verbundene höhere Miete akzeptieren. 
Zulässig sind zum Beispiel energiespa
rende Maßnahmen und bauliche Verände-
rungen, die den Wohnwert dauerhaft ver-
bessern. Dagegen müssen Mieter einem 
völligen Umbau, der den Charakter des 
Wohnraums grundlegend ändert, nicht 
zustimmen. Das geht aus einem Urteil des 
Bundesgerichtshofs (Aktenzeichen VIII ZR 
28/17) hervor. Die betroffenen Mieter 

wohnten seit 1986 in einem Reihenhaus, 
für das sie zuletzt eine Miete von rund 
460 Euro bezahlten. Eine Entwicklungsge-
sellschaft, die das Haus von der Stadt Ber-
lin gekauft hatte, wollte es grundlegend 
umbauen und die Miete auf rund 2 150 
Euro erhöhen. Die geplanten Maßnahmen 
umfassten neben Wärmedämmung, einer 
neuen Heizung, neuen Fenstern und ver-
schiedenen anderen Modernisierungen 
auch eine umgestaltete Raumaufteilung, 
den Ausbau des Spitzbodens sowie den 
Anbau eines Wintergartens und einer 
Terrasse. 

Die Mieter waren mit diesem Konzept nicht 
einverstanden, worauf der Vermieter vor 
Gericht zog. Damit scheiterte er jedoch. 
Laut dem Urteil sind zwar auch Moder
nisierungen zulässig, die über die bloße 
Erhaltung des bisherigen Zustands hinaus-
gehen, wenn sie den Wohnwert dauerhaft 
erhöhen. Jedoch dürfen sie den Charakter 
des Wohnraums nicht grundlegend ver
ändern. Dies sah das Gericht bei dem be
absichtigten Umbaukonzept als gegeben. 
Neben Verbesserungen des Bestands sah es 
nämlich auch einen neuen Grundriss und 
das Schaffen neuer Räume vor. Da der 
Vermieter nicht bereit war, sein Konzept 
auf die Modernisierungen zu beschränken, 
durften die Mieter ihre Zustimmung zu 
Recht verweigern.

(Wüstenrot Bausparkasse)

DMB kritisiert BGH-Urteil 
zur Mieterhöhung 

Der Bundesgerichtshof  hat in einem Ur-
teil (Aktenzeichen BGH VIII ZR 190/17) 
entschieden, dass eine Mieterhöhungser-
klärung, die mit einem Sachverständigen-
gutachten begründet wird, auch dann 
wirksam ist, wenn der Gutachter die kon-
krete Mieterwohnung vorher gar nicht ge-
sehen oder besichtigt hat. Der Gutachter 
muss noch nicht einmal – im Falle eines 
sogenannten Typengutachtens – eine ver-
gleichbare Wohnung besichtigt haben. 
Kein Wunder, dass diese Entscheidung  
bei dem Deutsche Mieterbund (DMB) auf 
großes Unverständnis stößt: „Die Ent-
scheidung trägt nicht zur Rechtssicher-
heit bei. Wenn Sachverständige ihr Miet-
erhöhungsgutachten aus der Ferne und 
vom grünen Tisch schreiben können, sind 
Rechtsstreitigkeit vorprogrammiert“, kom-
mentierte DMB-Geschäftsführer Ulrich 
Ropertz.

Mieterhöhungen auf die ortsübliche 
Vergleichsmiete können mit einem 
Mietspiegel oder mit mindestens drei 
Vergleichswohnungen oder mit einem 
Sachverständigengutachten begründet 
werden. Nach der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs ist nur „ein mit Grün-
den versehenes Gutachten“ erforderlich. 
Es reiche aus, wenn das Sachverständi-
gengutachten Angaben über Tatsachen 
enthalte, aus denen die geforderte Miet-
erhöhung hergeleitet werden könne. Dem 
Mieter müsse es möglich sein, der Berech-
tigung des Mieterhöhungsverlangens des 
Vermieters nachzugehen und ansatzweise 
selbst zu überprüfen. 

Der Sachverständige müsse eine Aussage 
über die tatsächliche ortsübliche Ver-
gleichsmiete treffen und die zu beurteilen-
de Wohnung in das örtliche Preisgefüge 
einordnen. Dazu sei eine vorherige Be
sichtigung der Wohnung nicht notwendig. 
Die erforderlichen Informationen zu der 
konkreten Mieterwohnung könne der 
Gutachter auch auf anderem Wege er
halten haben. Ropertz weiter: „Der Bun-
desgerichtshof senkt die formalen Voraus-
setzungen für eine Mieterhöhung, die  
mit einem Sachverständigengutachten 
begründet wird. Der Gutachter muss die 
Wohnung, die er beurteilen und für die er 
die ortsübliche Vergleichsmiete nennen 
soll, gar nicht gesehen haben. Das ist nur 
schwer beziehungsweise gar nicht nach-
vollziehbar.“ 

(Deutscher Mieterbund)

IVD: Sonder-AFA nur  
ein kleiner Baustein 

„Sie ist ein kleiner Baustein auf dem Weg zu 
mehr Wohnungsbau und deshalb eine gute 
Sache.“ So beschreibt der IVD-Präsident 
Jürgen Michael Schick die von der Großen 
Koalition geplante Einführung einer Son-
derabschreibung für den Wohnungsbau. 
Für den Bau neuer Wohnungen soll nach 
dem Gesetzesentwurf des Bundesfinanz
ministeriums eine Sonderabschreibung ein-
geführt werden, nach der für die Herstel-
lungskosten neuer Mietwohnungen in den 
ersten vier Jahren neben der Normalab-
schreibung von zwei Prozent eine weitere 
Abschreibung von fünf Prozent in Anspruch 
genommen werden kann. Wird die Woh-
nung noch im Jahr der Fertigstellung 
erworben, kann statt des Herstellers der 
Erwerber die Abschreibungen geltend 
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machen. „Jede Maßnahme, die neue Woh-
nungen fördert, ist eine gute Maßnahme. 
Auch wenn der vorliegende Gesetzentwurf 
viele Schwachstellen enthält“, so Schick. 
Begünstigt würden nur Wohnungen, deren 
Herstellungskosten bis zu 3 000 Euro je 
Quadratmeter betragen. Dies erscheine auf 
den ersten Blick durchaus machbar. 

Hans-Joachim Beck, Leiter der Abteilung 
Steuern beim IVD, gibt jedoch zu bedenken, 
„dass der Begriff der Herstellungskosten 
nicht nur die reinen Baukosten meint, son-
dern weiter gefasst ist: Darunter fallen 
sämtliche Kosten, die bei der Errichtung der 
Wohnungen entstanden sind – also auch 
die Baunebenkosten. Zudem wird die Ein-
haltung dieser Grenze zunehmend schwie-
riger werden, wenn die Baukosten weiter 
steigen.“ Für Käufer dürfte die Grenze daher 
kaum einzuhalten sein, da im Erwerbsfall 
der gesamte Kaufpreis und damit auch die 
Kosten für den Boden mitzählen sollen. Um 
Herstellungs- und Anschaffungsfälle gleich 
zu behandeln, schlägt der IVD-Steuerexper-
te vor, das Gesetz dahingehend zu ändern, 
dass in Anschaffungsfällen die Grenze von 
3 000 Euro nur für den Gebäudewertanteil 
der Anschaffungskosten gilt. Anderenfalls 
käme die Sonderabschreibung für Erwerber 
nur in Regionen zum Tragen, in denen die 
Bodenwerte extrem niedrig sind. „Dies sind 
aber gerade nicht die Gebiete, in denen die 
neuen Wohnungen dringend benötigt wer-
den“, bemerkt Beck.

(Immobilienverband IVD)

Bauträger muss Unterlagen 
der WEG aushändigen

Auch ohne ausdrückliche vertragliche Re-
gelung muss ein Bauträger die Schließkarte 
und den Schließplan einer Wohnanlage an 
die Eigentümergemeinschaft herausgeben. 
Dabei handelt es sich laut eines Urteils des 
Oberlandesgerichts Stuttgart (Aktenzeichen 
3 U 98/16) um eine sogenannte Neben-
pflicht des Bauvertrages. Schließplan und 
-karte können im Alltag einer Wohnanlage 
extrem wichtig werden. Dann nämlich, 
wenn ein Schlüssel verlorengeht oder aus 
anderen Gründen nachgemacht werden 
soll. Ohne diese Unterlagen ist das aber 
nicht möglich. Eine Eigentümergemein-
schaft und der zuständige Bauträger konn-
ten sich partout nicht darauf einigen, dass 
Plan und Karte zu übergeben seien. 

Deswegen prozessierte die WEG gegen die-
se Firma und versuchte so, mithilfe des Ge-
richts eine Aushändigung zu erzwingen. 
Der Bauträger bot angesichts des Streits le-
diglich an, die Unterlagen zu vernichten. In 

zweiter Instanz entschied das OLG Stutt-
gart, dass Schließplan und -karte zu über-
reichen seien – und zwar an die Eigentü-
mergemeinschaft. Das sei die zuständige 
Instanz. Die Begründung: „Es liegt im Inter-
esse aller Eigentümer, dass Nachschlüssel 
nicht durch jeden Wohnungseigentümer 
angefertigt werden können, sondern allen-
falls durch den Verwalter.“ Eine Vernichtung 
komme schon gar nicht infrage, denn das 
stelle einen Verstoß gegen das Schikane
verbot des Bürgerlichen Gesetzbuches dar.

(LBS Infodienst)

Schönheitsreparaturen:  
DMB begrüßt BGH-Urteil 

Der Bundesgerichtshof hat in einem viel be-
achteten Urteil (Aktenzeichen VIII ZR 
277/16) entschieden, dass Mieter einer un-
renoviert übernommenen Wohnung auch 
dann nicht verpflichtet sind, Schönheitsre-
paraturen durchzuführen, wenn sie sich ge-
genüber dem Vormieter dazu verpflichtet 
hatten. „Der Bundesgerichtshof hat damit 
klargestellt, dass ein Vermieter, der nach 
dem Mietvertrag keinen Anspruch auf die 
Durchführung von Schönheitsreparaturen 
hat, diese auch nicht über den Umweg einer 
Absprache zwischen dem Mieter und sei-
nem Vormieter verlangen kann,“ kommen-
tierte der Bundesdirektor des Deutschen 
Mieterbundes (DMB), Lukas Siebenkotten, 
die Entscheidung. In dem zu entscheiden-
den Fall hatte der Vermieter dem Mieter die 
Wohnung unrenoviert überlassen. Gleich-
zeitig sah der Mietvertrag vor, dass der Mie-
ter zur Durchführung von Schönheitsrepa-
raturen verpflichtet sein sollte. 

Nach einem Urteil des Bundesgerichtshofs 
vom 18. März 2015 (Aktenzeichen VIII ZR 
185/14) ist eine solche Vertragsgestaltung 
unwirksam, wenn der Vermieter dem Mieter 
bei Mietbeginn nicht einen finanziellen 
Ausgleich für die vorhandenen Gebrauchs-
spuren des Vormieters zahlt. Dies war nicht 
geschehen. Der Vermieter berief sich aber 
darauf, dass der Mieter seinerzeit mit dem 
Vormieter vereinbart hatte, die Schönheits-
reparaturen zu übernehmen. Als Vermieter 
sei er deshalb so zu stellen, als habe er dem 
Mieter eine renovierte Wohnung überlassen 
und könne somit von dem Mieter auch die 
Kosten für Schönheitsreparaturen verlan-
gen. Der Bundesgerichtshof ließ dieses Ar-
gument nicht gelten. „Es bleibt dabei: Ob 
ein Mieter Schönheitsreparaturen durch-
führen muss, beurteilt sich allein nach sei-
nem Mietvertrag. Wir begrüßen, dass der 
Bundesgerichtshof insoweit Klarheit für alle 
Mieter geschaffen hat, die für den Erhalt ei-
ner Wohnung ihren Vormieter von Schön-

heitsreparaturen freistellen mussten oder 
müssen, wie es heute in vielen Städten mit 
einem knappen Angebot an Wohnraum an 
der Tagesordnung ist,“ so Siebenkotten.

(Deutscher Mieterbund)

Urteil zur Fristsetzung bei 
beschädigter Mietsache 
 
Schäden an der Mietsache, die durch eine 
Obhutspflichtverletzung des Mieters ent-
standen sind, hat der Mieter nach Wahl des 
Vermieters durch Wiederherstellung oder 
durch Geldzahlung zu ersetzen. Einer vor-
herigen Fristsetzung des Vermieters bedarf 
es in diesem Fall nicht. Das gilt laut einer 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes (Ak-
tenzeichen VIII ZR 157/17) unabhängig von 
der Frage, ob das Mietverhältnis beendet ist 
oder nicht.  In dem verhandelten Fall ver-
langte der Vermieter vom Mieter nach Ver-
tragsende und Rückgabe der Wohnung 
Schadensersatz wegen auf fehlerhaftem 
Wohn- und Lüftungsverhalten beruhendem 
Schimmelbefall, wegen Kalkschäden an 
Badezimmerarmaturen, wegen Lackschäden 
an einem Heizkörper sowie wegen entgan-
gener Miete aufgrund einer schadens
bedingt erst verspätet möglichen Weiter-
vermietung der Wohnung. Eine Frist zur 
Beseitigung der Schäden hatte der Ver
mieter dem Mieter zuvor nicht gesetzt.

Der Vermieter hat damit Erfolg. Eine Frist 
muss er laut Urteil vorher nicht setzen, da er 
Schadensersatz neben der Leistung geltend 
machte. Zur Abgrenzung zwischen Scha-
densersatz statt der Leistung (vorherige 
Fristsetzung zur Schadensbeseitigung nötig) 
und Schadensersatz neben der Leistung 
(keine vorherige Fristsetzung nötig) komme 
es nur darauf an, ob der Schuldner eine 
Hauptpflicht oder nur eine Nebenpflicht 
verletzt. Bei der – hier verletzten – Pflicht 
des Mieters, die Räume vertragsgemäß zu 
gebrauchen, handelt es sich um eine nicht 
leistungsbezogene Nebenpflicht. Das gilt 
nicht nur im laufenden Mietverhältnis, son-
dern auch bei Vertragsende. Nach Ansicht 
des IVD Süd schafft der BGH dadurch 
Rechtsklarheit. In der Instanzrechtspre-
chung und Literatur war bislang umstritten, 
ob es bei Substanzbeschädigung der Mietsa-
che einer Fristsetzung bedarf oder nicht. Im 
Ergebnis gleich – also kein Erfordernis der 
Fristsetzung – hat sich der BGH auch in ei-
nem Fall entschieden, in dem ein Verhalten 
des Mieters während der Mietzeit vertrags-
konform war, ihn bei Vertragsende nach An-
sicht des BGH aber eine Beseitigungspflicht 
traf (Wohnungsanstrich in eigenwilligen 
Farben, BGH, Aktenzeichen VIII ZR 416/12).

(IVD Süd)
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